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Soziologische Probleme publikumsbezogenen Verwaltungshandelns
Franz-Xaver Kaufmann, Friedhart Hegner, Dieter Grunow
Im Folgenden soll vor allem über ein Forschungsprojekt zum Verhältnis von Steuer¬
zahlern und Finanzämtern berichtet werden, das wir seit 1972 mit Unterstützung
der Stiftung Volkswagenwerk im Bereich der Finanzverwaltung des Landes Nord¬
rhein-Westfalen durchgeführt haben. Im Rahmen der folgenden Ausführungen in¬
teressieren dabei weniger detaillierte Daten als vielmehr Relevanzkriterien und
methodische Gesichtspunkte, die es gestatten, die Ausgangspositionen des Projekts
in bezug auf die gegenwärtigen staatstheoretischen und verwaltungswissenschaft¬
lichen Diskussionen zu skizzieren. In der neueren Diskussion werden Probleme
publikumsbezogenen Verwaltungshandelns theoretisch und empirisch stiefmütter¬
lich behandelt, obwohl unter praktisch-alltäglichen wie unter politischen Gesichts¬
punkten die Relevanz des Themas unmittelbar einleuchtet.
Zum einen bringt die überproportionale Zunahme der sozial gestaltenden ge¬
genüber hoheitlichen Verwaltungaufgaben eine gesteigerte Kontakthäufigkeit zwi¬
schen Bürgern und Verwaltung mit sich. Insbesondere im Bereich der Leistungs¬
verwaltung dehnen sich die Bereiche aus, in denen das Verwaltungsrecht die Be¬
rücksichtigung individueller Umstände vorschreibt und damit Sachverhaltsfeststel¬
lungen notwendig macht, die ohne Mitwirkung der Betroffenen nicht möglich
sind. Zudem ist die Gewährung öffentlicher Leistungen in der Regel von der Ini¬
tiative des Anspruchsberechtigten oder eines Dritten abhängig, so daß die Vertei¬
lung staatlicher Leistungen in erheblichem Maße von den Handlungschancen der
Betroffenen gegenüber der Verwaltung abhängt. Zum anderen verschieben sich
entsprechend dem strukturellen Wandel der Staatstätigkeit die Legitimationsgrund¬
lagen staatlichen Handelns sowie deren gesellschaftlicher Stellenwert: In dem
Maße, als die Mängel parlamentarischer Kontrolle der Verwaltung offenkundig
werden, muß sich das eingreifende Staatshandeln durch seine materialen Ziele
und das leistende Staatshandeln durch seine Erfolge legitimieren, wobei die "ge¬
sellschaftlichen Bedürfnisse" und - für den Leistungsbereich konkreter noch —
die Bedürfnisse der Betroffenen zunehmend als Kriterien zur Prüfung der Legiti¬
mität staatlichen Handelns postuliert werden. — Derartige Feststellungen bleiben
jedoch solange akademisch, wie nicht die organisatorische Vermittlung von Bedürf¬
nissen und Leistungen, d.h. die mehrstufigen Prozesse der Bedarfsnormierung und
Bedarfsdeckung systematisch untersucht werden. Dabei stellen die von der bis¬
herigen Forschung meist ins Auge gefaßten politischen Prozesse der Mittelzuwei¬
sung nur den offenbar naheliegendsten Teil des Vermittlungsprozesses dar, wäh¬
rend die verschiedenen Formen publikumsbezogenen Verwaltungshandelns auf
der Planungsebene, auf der Ebene der Leistungsorganisation wie auch auf der
Ebene der Interaktion zwischen Administration und Bürgern noch weitgehend
außerhalb des wissenschaftlichen und politischen Interesses stehen.
I. Während unter politisch-pragmatischen Gesichtspunkten die Relevanz des
Themas "Publikumsbezogenes Verwaltungshandeln" leicht einsichtig gemacht
werden kann, bedarf unser Ansatz in konzeptionell-theoretischer und empirisch-
forschungstechnischer Hinsicht einer ausführlicheren Begründung, wobei explizit
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auf einige perspektivische Verengungen hingewiesen werden soll, die der von
uns gewählte Ansatz zu umgehen versucht.
1. In begrifflich theoretischer Hinsicht dominiert gegenwärtig - zumindest was
die erzielte Aufmerksamkeit angeht — in der BRD eine neo-neo-marxistische
(sie!) Terminologie, auf die in ihren verbreiteten - um nicht zu sagen: vulgären —
Formen jene kritischen Bemerkungen anzuwenden wären, die Adorno auf den
"Jargon der Eigentlichkeit" (1965) angewandt hat. Diese Sprache hat vielfach
die Präzision und Aussagekraft verloren, die dem Begriffsapparat zu eigen war,
mit dem Marx die "Gesellschaftsformation" seiner Zeit beschrieben und zugleich
analysiert und kritisiert hat. Damit fehlt den Benutzern dieser Sprache oftmals
auch die Fähigkeit, ihre Aussagen so zu formulieren, daß sie einer empirischen
Überprüfung - und das heißt für die Soziologie auch: einer Konfrontation mit
tatsächlichen Verhaltensweisen, Einstellungen usw. von Individuen — zugänglich
gemacht werden können. Marx hielt ein solches Verfahren durchaus für legitim
und notwendig, und nicht nur sein Fragebogenentwurf zur Erfassung der Lage
der Arbeiter (vgl. H. Weiss 1936) zeigt, wie empiriebezogen sein Denken gewesen
ist.
2. In Hinsicht auf die untersuchten Ebenen des politisch-administrativen Handelns
dominiert in den politökonomischen Ansätzen in der BRD eine Verengung der
Forschungsperspektive auf die zentral- oder bundesstaatlichen Instanzen und Pro¬
zesse, die einer Verdinglichung des Staatsbegriffs zu einer einheitlich handelnden
Instanz Vorschub leistet. Dadurch werden die föderative Gliederung und das Prin¬
zip der kommunalen Selbstverwaltung sowie die daraus resultierenden politischen
und organisatorischen Probleme nicht etwa programmatisch negiert, sondern fak¬
tisch unzureichend berücksichtigt. Diese Kritik trifft auch einen Teil der nicht-
politökonomischen Ansätze der Verwaltungsforschung, mit Ausnahme der Ver¬
waltungsrechtswissenschaft und der mit ihr verbundenen Institutionenkunde. Erst
in den letzten Jahren rücken örtliche Verwaltungsträger wieder stärker ins Blick¬
feld (vgl. z.B. Müller, Nimmermann (Hrsg.) 1971 \Evers, Lehmann 1972; H. Gröt-
trup 1973;/./. Hesse 1974), allerdings noch weitgehend ohne analytisch-empiri¬
schen Zugriff. Angesichts dieser einseitigen Beschäftigung mit der Ministerialver-
waltung und mit der Bundespolitik ist es auch nicht verwunderlich, daß Fragen
des Kontakts zwischen Bürger und Verwaltung in der BRD bisher kaum empi¬
risch untersucht (Ansätze bei: /. Lindemann 1952; HJ. Daheim 1957; F.X. Kauf¬
mann 1969; F. Ronnenberger 1970; H. Lindner 1972), geschweige denn theore¬
tisch aufgearbeitet worden sind: denn Gesprächspartner der Ministerien und der
staatlichen Oberbehörden sind in der Regel die Repräsentanten organisierter In¬
teressen und nicht der unmittelbar von einer Verwaltungsentscheidung betrof¬
fene "kleine Mann".
3. Was die primär untersuchten Inhalte und Aspekte des politisch-administrati¬
ven Handelns betrifft, so läßt sich in der systemtheoretisch-politökonomischen
und staatstheoretischen Diskussion (vgl. C. Offe 1969; V. Ronge 1971; F. Naschold
1972; Naschold, Väth 1973; Ronge, Schmieg 1973; /. Habermas 1973) zum einen
eine meist relativ unreflektierte Übernahme von Teilen amerikanischer Ansätze der
Systemtheorie (K.W. Deutsch;D. Easton;D. Apter; Almond, Verba) feststellen, mit
der Folge, daß die Input- und Output-Seite weitgehend isoliert betrachtet wird.
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und daß die organisatorischen und personellen Aspekte des Umsetzungsprozesses
wie in behavioristischen Erklärungsmodellen als "Black Box" behandelt werden
(hierzu kritisch: Grunow, Hegner 1914 b). Zum anderen verharrt die Analyse von
krisenhaften Symptomen bei empirisch kaum abgesicherten gesamtgesellschaftli¬
chen Feststellungen über den (behaupteten) Schwund von "Massenloyalität" und
über die zunehmende Diskrepanz zwischen den Imperativen, die aus der notwen¬
digen Berücksichtigung divergierender Interessen unterschiedlicher Einzelkapitale
resultieren, einerseits, und den Imperativen politisch-administrativer Steuerung
gesellschaftlicher Prozesse andererseits (E. Altvater 1972; C. Offe 1972; /. Hirsch
1969, 1973;/. Habermas 1973). Angesichts des dominierenden Erkenntnisinteres¬
ses ist es nicht verwunderlich, daß die organisatorischen und personellen Rahmen¬
bedingungen des politisch-administrativen Handelns erst allmählich von Vertre¬
tern politökonomischer und staatstheoretischer Ansätze der Verwaltungswissen¬
schaft in der BRD aufgegriffen werden (so vor allem K. Heymann 1973; /. Hirsch
1974; Grottian, Murswieck 1974).
Was den Kontakt zwischen Bürger und Verwaltung betrifft, so wird unter der
vorherrschenden Perspektive dieses Problem einseitig nur unter dem Gesichtspunkt
des Postulats nach mehr "Partizipation" gesehen (vgl. statt anderer: P. Dienet
1971, 1973; C. Offe 1972; F. Naschold 1972 a), wobei das Problem unter Bei¬
behaltung der "säuberlichen" Trennung seiner input- und seiner output-bezoge-
nen Apsekte behandelt wird (differenzierter hierzu: E. Parikoke 1971). Wie pro¬
blematisch diese Trennung ist, zeigt das völlige Fehlen theoretisch oder empüisch
fundierter Aussagen darüber, inwiefern die von einer Verwaltungsentscheidung
auf der Output-Seite Betroffenen dann andere Verhaltensweisen oder Einstellun¬
gen aufweisen, wenn sie selbst an der Herstellung der Entscheidungen - also am
Input — mitgewirkt haben (hierzu F.W. Scharpf 1971). Solche Fragen können
solange nicht ins Blickfeld rücken, wie man sich
a) primär mit der zentralstaatlichen Ebene befaßt und wie man
b) das Problem der Sicherung von "Massenloyalität" lediglich auf der Input-Seite
des politisch-administrativen Systems ansiedelt, ohne im Detail untersucht zu ha¬
ben, wie sich die im Kontakt mit der Verwaltung — sei es in Form des Empfangs
eines Steuer- oder eines Bußgeldbescheids oder sei es beim Besuch der kosten¬
losen Mütterberatung des Gesundheitsamts - erfolgende Vermittlung des Outputs
auf die Einstellungen und Verhaltensweisen gegenüber "dem Staat" auswirken.
4. In methodischer und forschungstechnischer Hinsicht ergibt sich angesichts des
hohen Allgemeinheitsgrades zahlreicher politökonomischer und staatstheoretischer
Überlegungen sowie angesichts der Komplexität der angesprochenen politisch¬
wirtschaftlichen Zusammenhänge die Frage, wie man zu empirisch überprüfbaren
Aussagen kommt, ohne die gesellschaftliche Wirklichkeit bis zur Trivialität zu ver¬
kürzen. Diese Gefahr liegt bei empirischen Untersuchungen immer dann nahe,
wenn die operationalen Definitionen und die Untersuchungsinstrumente — also
die Anlage der Untersuchung — in keinem angemessenen Verhältnis zur Kom¬
plexität des Gegenstandes der Untersuchung stehen (vgl. F. Eberle 1974).
So kann es beispielsweise keinesfalls ausreichen, wenn zum empirischen Nach¬
weis von "Entfremdung" lediglich auf Zufriedenheitsmaße — etwa Arbeitszufrie¬
denheit auf Seiten der Verwaltungsangehörigen oder Zufriedenheit mit Verwal¬
tungsleistungen auf Seiten der Bürger — rekurriert wird (so etwa H. Bosetzky 1973)
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oder wenn angenommen wird, der "entfremdende" Charakter bürokratischer Ver¬
waltung lasse sich durch bloße Untersuchung von Kontaktsituationen zwischen
Bürger und Verwaltung oder durch das Abfragen von Meinungen über eigenes
und fremdes Verhalten in "unsymmetrischen sozialen Relationen" nachweisen.
Derartige Untersuchungsergebnisse sind ebenso wenig wie vorliegende statistische
Daten über zuviel gezahlte Steuern oder über zuwenig erhaltene Sozialleistungen
allein geeignet, den Inhalt gesellschaftstheoretischer Kategorien wie "Entfrem¬
dung" in der gesellschaftlichen Wirklichkeit nachzuweisen. Nichtsdestoweniger
gilt: Wenn "Entfremdung" nicht nur ein Schlagwort, sondern eine Kategorie im
Marxschen Sinne sein soll, so muß sie auch in dem Wirklichkeitsbereich der Kon¬
takte zwischen Bürger und Verwaltung unter den Bedingungen einer "kapitahsti-
schen Gesellschaftsformation" auszumachen sein (vgl. Th. W. Adorno in: /. Lin¬
demann 1952); dann müssen die Aspekte der Realität, mit denen die untersuch¬
ten Verwaltungsklienten oder Verwaltungsangehörigen jeweils zufrieden oder un¬
zufrieden sind, Aufschluß geben über die Formen und das Ausmaß ihrer "Ent¬
fremdung"; und dann müssen die konkreten Verhaltensabläufe in der sozialen
Interaktion zwischen einem Beamten und einem Antragsteller Anhaltspunkte lie¬
fern für das Ausmaß, in dem beide Seiten sich nur noch unter dem Gesichtspunkt
ihrer jeweiligen formalen Rechte und Pflichten sowie ihrer instrumenteilen Funk¬
tionen (M.E. Olsen 1969; /. Hochmann 1973) sehen. Hierzu bedarf es einerseits
der vergleichenden Analyse von Verhaltensformen und Bewußtseinsformen, also
etwa der Erhebung und Interpretation von Beobachtungs-und Befragungsdaten,
(vgl. D.L. Phillips 1971, 1973) sowie andererseits der vergleichenden Analyse von
Merkmalen einzelner Individuen, einzelner Gruppen und einzelner Organisationen.
Dabei sind die begrifflich-theoretischen Konstrukte so zu formulieren, daß die zu
untersuchenden Sachverhalte nicht nur in den Köpfen und Schriften der Sozial¬
wissenschaftler, sondern etwa auch in den wechselseitigen Erfahrungen, Einstel¬
lungen, Verhaltensweisen usw. von Bürgern im Hinblick auf kontaktierte Verwal¬
tungszweige sowie von Verwaltungsangehörigen im Hinblick auf ihre Klienten und
auf ihre Arbeitsorganisation festgestellt werden können.
Will man die - hier nur kurz skizzierten - Verengungen umgehen, dann müs¬
sen Untersuchungen der Staatsadministration hinreichend komplex angelegt sein,
und zwar sowohl auf der theoretischen wie auf der methodischen Ebene. Sie dürf¬
ten sich also beispielsweise nicht auf die "interne oder externe Rationalisierungs¬
perspektive" festlegen lassen und müssen die Erhebung von Daten unterschiedli¬
cher Provenienz und unterschiedlichen Aggregationsniveaus, also einen Mehrmetho¬
denansatz vorsehen. Weiterhin bedarf es nicht nur wissenschaftstheoretischer Re¬
flexionen, sondern auch angemessener statistischer Verfahrensweisen, um die Pro¬
bleme des Aufzeigens von Zusammenhängen zwischen solchen Daten unterschied¬
lichen Aggregationsniveaus in den Griff zu bekommen (Mehrebenen-Analyse:
HJ. Hummell 1972). Das wiederum ist unerläßlich, wenn man sich vergegenwär¬
tigt, daß die wissenschaftliche Analyse einer historischen Gesellschaftsformation
sich nicht damit begnügen kann, intrapsychische oder inter-psychisch-interaktive
oder in organisierten Sozialsystemen fixierte oder in ökonomischen Zusammen¬
hängen involvierte Faktoren jeweils fein säuberlich getrennt zu behandeln.
IL Eine Vielzahl gegenwärtiger wissenschaftlicher Bemühungen konvergieren in
der Frage nach den Bedingungen, unter denen die Öffentliche Verwaltung in der
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Lage wäre, gegenüber den sich mit unterschiedlicher Macht artikulierenden In¬
teressen eine sich an den realen Bedürfnissen der Bevölkerung orientierende (pla¬
nende, verteilende, verwaltende und politische Entscheidungen vorbereitende)
Tätigkeit auszuüben (vgl. etwa A.P. Widmaier 1970; C. Offe 1972; F. Naschold
1972 b; F.W. Scharpf 1973; W. Zapf 1973). In diesem Problemzusammenhang
stellen das publikumsbezogene Verwaltungshandeln und der Kontakt zwischen
Bürger und Verwaltung forschungsstrategisch zentrale Sachverhalte dar. Dabei
stellt sich zunächst die Frage, was unter "Publikum" zu verstehen ist. Sodann ist
zu fragen, welche begrifflich-dimensionalen Analysen und theoretischen Ansätze
geeignet sind, Publikumsprobleme und Verwaltungsprobleme aufeinander zu be¬
ziehen.
In einem sehr weiten Sinne könnte unter dem "Publikum" ("public at large"
i. S. v. Blau, Scott 1962) einer Verwaltung die Gesamtheit der Personen, Institu¬
tionen und Organisationen verstanden werden, die mittelbar und unmittelbar auf
die Tätigkeit und den Aufbau einer Organisation einwüken oder die ein mittel¬
bares bzw. unspezifisches Interesse an ihr haben. Sieht man die Sache unter die¬
sem Gesichtspunkt, so könnte man unter "Publikum" auch den allgemeinen so¬
zio-kulturellen Kontext verstehen, der in Form von Rechtsinstituten, politischer
Verfaßtheit, Erziehungs- und Bildungseinrichtungen, kulturellen Werten und Nor¬
men usw. die generellen Rahmenbedingungen für das Organisationshandeln setzt.
Um den Terminus "Publikum" nicht zu stark zu dehnen, empfiehlt es sich, in
diesem Zusammenhang von der "Makro-Umwelt" einer Organisation zu sprechen
(R.N. Osborn 1971; Osborn, Hunt 1974). Betrachtet man die Sache unter dem
Gesichtspunkt des potentiellen spezifischen Interesses oder des potentiellen
unmittelbaren Betroffenseins von den Aktivitäten einer Organisation (beispielsweise
einer Behörde), so ließen sich unter "Publikum" all jene Individuen, Institutionen
und Organisationen zusammenfassen, die als Nutznießer, als Begünstigte, als Bela¬
stete, als Ressourcengeber oder als Kontrolleure der Organisation in Frage kommen
(A. Etzioni 1958; W.R. Dill 1958; Blau, Scott 1962). Diesen Bereich bezeichnen
wir als "Mikro-Umwelt" bzw. als "potentielles Publikum". Geht man noch einen
Schritt weiter und fragt nicht nur, welche Umweltsektoren als potentiell interes¬
sierte und potentiell betroffene in Frage kommen, sondern welche Pubüka ihre
spezifischen Interessen gegenüber der Bezugsorganisation tatsächlich geltend ma¬
chen bzw. faktisch von deren Aktivitäten betroffen sind, so erfaßt man jene
"Publika", die sich als "task environment" (Dill 1958; Miller, Rice 1967) oder
als "public in contact" (Blau, Scott 1962) bezeichnen lassen. Nur im Hinblick
auf diesen Bereich wollen wir im Folgenden von Publikum bzw. von "aktuellem
Publikum" sprechen.
Auf diesem Abstraktionsniveau könnte man im Hinblick auf alle drei Typen
des sogenannten "Publikums" einer Organisation zusammenfassend von "Umwelt"
sprechen. Die Analyse des Verhältnisses von Verwaltung und Publikum wäre
dann im wesentlichen als ein Anwendungsfall des System-Umwelt-Ansatzes im
Rahmen der Organisationstheorie zu behandeln. Diesem Ansatz, der im Gefolge
von Ch. I. Barnard (1938) und H.A. Simon (1945) vor allem von March, Simon
(1958), Cyert, March (1963), N. Luhmann (1964), Katz, Kahn (1966) und von
J.D. Thompson (1967) ausgearbeitet worden ist, verdanken wir im Rahmen un¬
serer eigenen dimensionalen Analysen wesentliche Impulse (vgl. Grunow, Hegner
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1972). Nichtsdestoweniger liegt unseren Forschungen eine spezifischere und teil¬
weise auch abweichende Eingrenzung der Beziehungen zwischen Organisation
und "Umwelt" zugrunde:
a) Zum einen umfaßt Publikum in unserem Sinne in erster Linie den Kreis der
gesetzlich definierten Adressaten (Betroffene einer Verwaltungstätigkeit, beispiels¬
weise den Steuerzahler, den Meldepflichtigen, den Sozialleistungsempfänger).
b) Zum anderen umfaßt unsere operationale Definition von Publikum nur die
Kategorie der nicht-organisierten Betroffenen, wobei wir auch alle nicht selbst
betroffenen, aber interessierten Dritten, soweit sie organisiert sind, ausklammern
(beispielsweise Rechtsberater, Steuerberater, Berufsverbände). Bei dieser Ent¬
scheidung haben wir uns von theorieorientierten Überlegungen leiten lassen: zwar
sind auch juristische Personen "Klienten" des Finanzamts, doch beziehen unsere
Untersuchungen nur natürliche Personen im Lohnsteuer- und Einkommenssteuer¬
bereich ein, zum einen weil diese den "typischen" Fall des Betroffenseins reprä¬
sentieren und zum anderen, weil die Analyse des Verhältnisses zwischen formal
organisierten Sozialsystemen und personalen Systemen bisher weitgehend vernach¬
lässigt worden ist. In der vorliegenden Literatur wird das Verhältnis von Organi¬
sation und Umwelt bzw. von ausgewählten "Bezugs-Organisationen" ("focal Or¬
ganisation" i.S.v. Gross, Mason, McEachern 1958) zu bestimmten Umweltsekto¬
ren überwiegend für den Fall der Beziehungen zwischen verschiedenen formal
organisierten Sozialsystemen behandelt (vgl. hierzu Levine, White 1961; C.F. Her¬
mann 1963; Litwak, Hylton 1962; W.M. Evan 1966, 1972; R.L. Warren 1965,
1967, 1972; H. Turk 1970; Tuite (Hrsg.) 1972). Die Beziehungen zwischen for¬
mal organisierten Sozialsystemen und personalen Systemen werden demgegenüber
meist unter dem Aspekt der "Binnen-Umwelten", also als Beziehungen zwischen
Mitgliedern einer Organisation und formaler Organisationsstruktur (vgl. statt an¬
derer: Ch. Argyris 1957, 1964, 1972; A. Etzioni 1961;/?. Likert 1961) oder
beispielsweise als Beziehungen zwischen Krankenhauspersonal und Krankenhaus¬
insassen thematisiert (vgl. W. Caudill 1958; Stanton, Schwartz 1954; E. Goffman
1961 u.v.a.m.). Demgegenüber fehlen theoretische Vorarbeiten und empirische
Untersuchungen für das "Außen-Verhältnis" von Organisationen zu nicht formal
organisierten Sozialsystemen ihrer Umwelt oder zu natürlichen Personen nahezu
vollständig (Ansätze bei: J.D. Thompson 1962; Litwak, Meyer 1966; Lefton,
Rosengren 1966; Katz, Danet 1966, 1973; Rosengren, Lefton (Hrsg.) 1970).
c) Zum dritten konzentrieren wir uns auf das "publikumsbezogene Verwaltungs¬
handeln"; wir berücksichtigen also nur solche Ausschnitte aus dem Tätigkeits¬
spektrum einer Behörde oder eines Verwaltungszweiges, die sich mittelbar oder
unmittelbar auf jene Umweltsektoren beziehen, welche für die Aufgabenerfüllung
und für die Bestandserhaltung der als Bezugsorganisation gewählten Verwaltung
relevant sind. Die verwaltungsinternen Gegebenheiten der Personal-, Programm¬
und Organisationsstruktur berücksichtigen wir nur insofern, als sie in mittelbarem
oder unmittelbarem Zusammenhang mit dem publikumsbezogenen Verwaltungs¬
handeln stehen.
d) Zum vierten gehen wir in bezug auf das Verhältnis von Verwaltung und Publi¬
kum von der Vorstellung eines Komplexitätsgefälles zwischen Organisation bzw.
Organisationsangehörigen (Angestellten und Beamten) einerseits und ihrem Publi-
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kum andererseits aus; dieses zunächst unbestimmte Komplexitätsgefälle konzep-
tualisieren wir in vier Dimensionen: Macht bzw. Machteinschätzung, Wissen bzw.
Wissenseinschätzung, Situationsgegebenheiten bzw. Situationsdefinitionen und
Kontaktgegebenheiten bzw. Erwartungen in der Interaktionssituation (vgl. hierzu:
F. Hegner 1971; Grunow, Hegner 1972, 214 ff. und Grunow, Hegner, Kaufmann
1975, Abschn. 1.2.). Es wüd also angenommen, daß in bezug auf jede dieser
Dimensionen die Organisation (als Kooperationssystem oder als durch einen Orga¬
nisationsangehörigen repräsentiertes Kooperationssystem) über anders strukturierte
Möglichkeiten verfügt als die mit ihr in Kontakt tretenden natürlichen Personen.
Noch in einem weiteren zentralen Punkt weichen wü von den vorherrschenden
Betrachtungsweisen des System-Umwelt-Ansatzes der neueren Organisationstheo¬
rie ab. Sowohl bei der Entwicklung unserer Untersuchungsdimensionen als auch
bei der Konzipierung der Untersuchungsinstrumente haben wir versucht, jener
Voreingenommenheit zu entgehen, die darin besteht, daß man die Publikumspro¬
bleme nur mit den Augen der Organisation und die Organisationsprobleme nur
mit den Augen des Publikums sieht. Was heißt das?
Es gehört zu den von Organisationen mit Vorliebe praktizierten Strategien
der
Umweltbeherrschung, dem Publikum soweit als möglich die eigenen Selektions¬
gesichtspunkte bei der Kontaktaufnahme- und Kontaktabwicklung zu oktroyieren.
In der Regel versucht etwa eine Behörde jeden Kontakt abzulehnen, für den sie
keine "Bearbeitungsregeln" parat hat und den sie deshalb als "außerhalb ihrer
Zuständigkeit liegend" definiert. Ebenso wird versucht, jedes "Anliegen" so zu-
rechtzuformen, daß es mit Hilfe der vorhandenen Verwaltungsmittel (rechtlicher,
organisatorischer, personeller und technischer Art) bearbeitet werden kann. Im
Unterschied zu stark professionalisierten Organisationen sind gerade Verwaltun¬
gen aufgrund der rechtlichen Basis ihres Handelns mit einem
Maß von Definitions¬
macht ausgestattet, das es ihnen ermöglicht, ihr Publikum als das Publikum der
in bestimmter Hinsicht Betroffenen zu selektieren und hartnäckige (nach Auffas¬
sung der Verwaltung) Mc/it-Betroffene an andere Instanzen weiterzuleiten. Publi¬
kumsbezogenes Verwaltungshandeln setzt
— und das gilt nicht nur für die Per¬
spektive der Organisation, sondern häufig auch für diejenige der Organisations-
theorie - das Individuum in einer Form voraus, in der es als Betroffener nur soweit
in den Blick gerät, als es unter den Bedingungen der geltenden Programm- und
Organisationsstruktur relevant erscheint.
Gegen diese Verkürzung der Bedürfnisse und Interessen der Betroffenen auf
die jeweils schon vorentschiedenen Problemdefinitionen der Verwaltung hin rich¬
ten sich vor allem die Ansätze der Partizipationsforschung, welche in unterschied¬
lichen Formen eine stärkere Beteiligung der Betroffenen an der Vorbereitung,
Durchführung oder Kontrolle öffentlicher (insbes. planender) Verwaltungsaktivi¬
täten fordern (vgl. statt anderer/?./?. Grauhan 1972; P. Dienet 1971; E. Parikoke
1971; W. Schmitt-Glaeser 1972; E. Kube 1972; F. Naschold 1972 a; C. Offe 1972;
/?. Mayntz 1972). Für die Mehrzahl dieser auf eine Verbesserung der Partizipa¬
tionschancen gerichteten Ansätze ist jedoch zweierlei charakteristisch: zum einen
werden die organisationsinternen, d.h. die in der Kommunikations-, Kontroll-,
Personal- und Programmstruktur liegenden Möglichkeiten und Hindernisse für eine
verstärkte Berücksichtigung von Publikumsinteressen ebenso verkürzt behandelt
wie die Eigendynamik organisierter Sozialsysteme und ihrer Strategien der Umwelt-
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kontrolle (Ansätze bei: F. Naschold 1969, 1972 b). Zum anderen fehlt es an
theoriebezogenen Überlegungen und an empirischen Daten darüber, welche dys-
funktionalen) Folgeprobleme sich bei einer verstärkten Partizipation der Betrof¬
fenen a) sowohl für die Aufbau- und Ablauforganisation der Verwaltung als auch
b) für die Arbeitsbedingungen der dort Tätigen (Ansätze bei: W. Schmitt-Glaeser
1974; Haug, Sussman 1970) als auch c) für die rechtlichen Auswirkungen der
unter diesen Bedingungen getroffenen Verwaltungsentscheidungen auf die Adres¬
saten ergeben (hierzu vgl: W. Brohm 1971; W. Blümel 1972). Wir haben es hier
also mit einer "Publikumsperspektive" zu tun, die in ihrer Einseitigkeit der oben
skizzierten "Organisationsperspektive" meist in keiner Weise nachsteht.
Gerade wenn man die Ergänzungsbedürftigkeit der gegenwärtigen Kontrollen
des Verwaltungshandelns (durch Gerichte, Rechnungshöfe, Parlamente usw.) zu¬
gesteht, kann man nicht übersehen, daß es an theoretischen Modellen und empi¬
rischen Untersuchungen fehlt, die beide Seiten - Organisation und Publikum,
Verwaltung und Betroffene - in ihrer jeweiligen Eigendynamik aufeinander be¬
ziehen. (Einen Überblick über den gegenwärtigen Diskussionsstand in diesem Be¬
reich geben: Katz, Danet 1973a und 1973b). Ein Forschungsansatz, der ausdrück¬
lich das Verhältnis von Organisation und Publikum thematisiert, darf sich weder
auf den Standpunkt der untersuchten Verwaltung noch auf denjenigen der Betrof¬
fenen stellen; vielmehr muß er von der Fragestellung ausgehen, welches die Fak¬
toren sind, die auf den Kontakt zwischen beiden — und zwar unter dem Doppel¬
aspekt von Interaktionen und distanzsuchender Meidung (Segregation) - einwirken.
Während unter Bezug auf die Verwaltung zu fragen ist, aufgrund welcher Bedin¬
gungen sie in erster Linie ein Interesse an programm- und organisationsadäquater,
d.h. möglichst problemloser und wenig zeitraubender Interaktion mit den Betrof¬
fenen hat (Mayntz, Ziegler 1969; 449 f.; Katz, Danet 1973a, 162 ff), müssen
auf Seiten des Publikums jene Verhaltensdispositionen untersucht werden, die so¬
wohl die Form der Kontaktaufnahme bzw. der Kontaktmeidung als auch die Per¬
zeption der Vermittlung von Verwaltungsleistungen sowie das Verhalten im Kon¬
takt mit der Verwaltung beeinflussen.
III. Der Untersuchung des Verhältnisses von Verwaltung und Publikum haben
wir uns zunächst unter Bezug auf Probleme des Kontakts zwischen Sozialleistungs¬
trägern und Sozialversicherten (Kaufmann 1969, 1970", 1973; Kaufmann u. Mit¬
arb. 1971) sowie unter Rückgriff auf Fragestellungen der System-Umwelt-Theorie
zugewandt (Grunow, Hegner 1972). Mit Unterstützung der Stiftung Volkswagen¬
werk konnten wir im Jahr 1972 das Forschungsprojekt über das Verhältnis von
Steuerzahlern und Finanzämtern in Nordrhein-Westfalen beginnen.
Die Auswahl gerade dieses Verwaltungszweiges erfolgte vor allem unter folgen¬
den Gesichtspunkten: a) fast die gesamte erwerbstätige Bevölkerung sowie ein
großer Teil der Nichterwerbstätigen (z.B. Rentner, Familienangehörige von Berufs¬
tätigen) sind von den Maßnahmen dieser Verwaltung betroffen, sei es als unfrei¬
willige "Geldgeber" oder als Empfänger von Steuerrückerstattungen; b) im Falle
der Abgabe von Einkommensteuererklärungen oder von Anträgen auf Lohnsteuer¬
ermäßigung und Lohnsteuerjahresausgleich ist der Kontaktanlaß für die Betroffe¬
nen in grundsätzlich erkennbarer Weise vorstrukturiert und er kehrt periodisch
wieder; daraus folgt, daß dieser Verwaltungszweig mit großer Wahrscheinlichkeit
dem Durchschnitt der Bevölkerung "näherliegt" als andere staatliche Behörden;
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c) verstärkt wüd dieser Umstand noch dadurch, daß es im Kontakt mit der Steu¬
erverwaltung um Geld geht, also um den "Nervus rerum" in kapitalistischen Ge¬
sellschaften; somit handelt es sich um einen Typus von bürokratisch strukturier¬
ten Publikumsbeziehungen einer Verwaltung, deren Maßnahmen von verhältnis¬
mäßig hoher politischer Brisanz sind; d) das komplizierte Steuerrecht und die da¬
mit zusammenhängende Kompliziertheit des Verfahrens bei der Erhebung und bei
der Rückerstattung von Steuern bieten ein gutes Beispiel für jenen Typus des Ver¬
waltungshandelns, dessen Inhalte und Abläufe für den Bürger kaum durchsichtig
sind; die strukturell bedingten Ungerechtigkeiten der Besteuerung bleiben somit
für die Mehrheit der Bevölkerung solange latent, wie sie nicht beim Kontakt mit
dem Finanzamt - zufällig - unmittelbar persönlich erfahren werden; e) Kontakte
im Lohnsteuer(LSt)- und im Einkommensteuer(ESt)-Bereich - auf die sich unsere
Untersuchung konzentrierte — werden zu gleichen Teilen schriftlich und münd¬
lich abgewickelt, so daß dieser Forschungsgegenstand nahezu optimale Bedingun¬
gen für die Untersuchung unterschiedlicher Typen von realen Kontakterfahrun¬
gen der Bevölkerung mit einem Verwaltungszweig bietet.
Zentraler Gegenstand unserer Untersuchung sind die konkreten Interaktionen
zwischen Finanzamtsangehörigen und Steuerzahlern, die diesen Interaktionen
zugrunde liegenden Einstellungen (einschl. der Situationsdefinitionen) und Er¬
wartungen der Steuerzahler und der Amtsangehörigen sowie die organisatori¬
schen Gegebenheiten in fünf nach systematischen Gesichtspunkten ausgewählten
Finanzämtern (FA).
Die Feldarbeit umfaßte in der Hauptphase vier Erhebungsschritte.
1. Teilnehmende Beobachtung von insgesamt 1175 Face-to-Face-Kontakten zwi¬
schen Finanzamtsangehörigen und Steuerzahlern. Die Registrierung des Gesprächs¬
ablaufs erfolgte mittels eines in der Vorphase entwickelten und getesteten Beob¬
achtungsschemas, in dem jeder einzelne Sprechakt als Beobachtungseinheit in
einem Raster von 57 Sprechakttypen registriert wurde.* Weitere Merkmale wurden
für jedes Einzelgespräch als Ganzes sowie für jede Beobachtungssequenz (i.d.R.
ein halber Tag pro beobachtetem Amtsangehörigem) in fragebogenartigen Sche¬
mata festgehalten.
2. Inhaltsanalyse von 572 Schriftkontakten zwischen Steuerzahlern und Finanz¬
amt. Dieser Erhebungsschritt diente insbesondere der Kontrolle von Unterschie¬
den von mündlicher und schriftlicher Kontaktabwicklung.
3. Standardisierte Befragung einer Zufallsstichprobe Betroffener (Steuerzahler)
aus den untersuchten Finanzamtsbezirken, und zwar geschichtet nach solchen,
die im vorangehenden Jahr Finanzamtskontakte hatten und solchen, die keine der¬
artigen Kontakte hatten.
4. Standardisierte Befragung von Finanzamtsangehörigen mit intensivem Publi¬
kumskontakt (Totalerhebung im Einkommensteuer- und Lohnsteuerbereich, N = 173)
sowie einer Kontrollgruppe mit geringem Publikumskontakt (Totalerhebung im
Kfz-Steuerbereich und der Prämienstelle, N = 58). Zudem wurden die Sachgebiets¬
leiter der untersuchten Ämter (N = 29) befragt.
*Die inhaltliche Abstimmung der Kategorien sowie deren thematische Gliederung in 5 Haupt¬
abschnitte erfolgte auch unter Berücksichtigung der Erfahrungen mit der Belastbarkeit der
Beobachter; für eine ausführlichere Beschreibung der Methode vgl. Grunow, Hegner 1974a.
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Über diese formalen Untersuchungsschritte hinaus wurden umfangreiche Mate¬
rialien zum Programm, zur Organisations- und Personalstruktur und zum Arbeits¬
ablauf gesammelt sowie zusätzliche Beobachtungen zur Kommunikations-, Ent-
scheidungs- und Kontrollstruktur in den untersuchten Ämtern festgehalten.
IV. Einige der dieser Untersuchung zugrunde liegenden gegenstandsbezogenen
Erkenntnisinteressen lassen sich in der hier gebotenen Kürze - ergänzend zu den
theoretischen Überlegungen im Abschnitt II - vor allem durch folgende Fragen
kennzeichnen:
1. Von welchen Faktoren sind die tatsächlichen Handlungschancen der Betroffe¬
nen gegenüber einer Verwaltung abhängig und wie verteilen sich diese Handlungs¬
chancen in der Bevölkerung? Bei dieser Frage gehen wü von der Vorstellung eines
gesetzlich eingeräumten "rechtlichen Handlungsspielraums" für Verwaltungsange¬
hörige und Betroffene aus und vermuten, daß die in diesem gesetzlich definierten
Spielraum enthaltenen Handlungschancen durch eine Vielzahl von Faktoren (auf
sehen der Verwaltung und auf Seiten der Betroffenen) verschoben werden, und
zwar in der Regel zu Lasten der Betroffenen. Als in dieser Hinsicht intervenierende
Faktoren wurden vor allem untersucht:
a) rechtlich definierte Handlungsmöglichkeiten sowie der Bekanntheitsgrad und
die Einschätzung dieser Möglichkeiten auf Seiten der Verwaltungsangehörigen und
der Steuerzahler; beispielsweise Handlungsspielräume bei der Sachverhaltserfor¬
schung und bei der Rechtsanwendung;
b) verfahrensbedingte Handlungsmöglichkeiten sowie der Bekanntheitsgrad und
die Einschätzung dieser Möglichkeiten auf Seiten des Publikums und der Verwal¬
tung; beispielsweise Ausnutzung von Fristverlängerungen oder Formen des Ein¬
spruchs und der Beschwerde.
2. Von welchen Faktoren ist das Kontaktverhalten des Verwaltungspersonals so¬
wie der Klienten (d.h. des aktuellen Publikums) abhängig? Hier sind zunächst
einige Situationsgegebenheiten zu nennen, die als Rahmenbedingungen vor allem
für die persönliche Kontaktaufnahme fungieren:
a) "organisatorische Faktoren" wie beispielsweise Öffnungszeiten, Gliederung der
Veranlagungsbezirke und der Lohnsteuerstelle, Ausstattung der Wartezonen und
der Dienstzimmer;
b) allgemeine Persönlichkeitsmerkmale auf Seiten der Verwaltungsangehörigen und
der Steuerzahler wie beispielsweise Alter, Geschlecht, Beruf, Einkommenshöhe
und Art der Besteuerung, Ausbildungsniveau, Dienststellung.
Sodann sind die Faktoren zu erwähnen, die in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Interaktionssituation stehen:
c) situative personelle Faktoren auf Seiten der Verwaltung und des Publikums
wie beispielsweise Zahl der Wartenden vor dem Dienstzimmer, Art des Anliegens
des Steuerzahlers, (Un-)Vollständigkeit der Belege, Intensität der Prüfung der
Unterlagen durch den Bearbeiter, Auskunftsbereitschaft des Bearbeiters;
d) interaktive personelle Faktoren wie beispielsweise Unterschiede zwischen Be¬
arbeiter und Steuerzahler im formalen Sprachniveau, in der Artikulationsfähigkeit,
im Verhandlungsstil usw.
3. Welche Maßnahmen ergreift die untersuchte Verwaltung (bzw. könnte sie er¬
greifen), um den Bürgern zur vollen Ausnutzung ihrer rechtlich gegebenen Mög-
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lichkeiten zu verhelfen? Hier sind besonders die inner- und inter-organisatori-
schen Gesichtspunkte von Bedeutung, die auf die Art der Kontaktabwicklung
durch die jeweilige Verwaltung Einfluß haben, wie beispielsweise
a) innerorganisatorische Prioritätensetzung in dem Gewicht einzelner Aufgaben
(z.B. Maßnahmen zur Beschleunigung der Steuerrückzahlungen im Vergleich zu
Maßnahmen betr. die Intensivierung der Steuereinziehung);
b) innerorganisatorische und inter-organisatorische Personalverteilung in horizon¬
taler und vertikaler Hinsicht (z.B. Personalfluktuation zwischen Abteilungen mit
unterschiedlichem Prestige; dominierende Kriterien bei der Beurteilung und Be¬
förderung; regionale Unterschiede im Personalrekrutierungspotential);
c) Prestige publikumsnaher Verwaltungstätigkeiten;
d) Maßnahmen und Prioritäten im Bereich der Ausbildung und Fortbildung des
Personals (z.B. Fehlen oder Vorhandensein von Ausbildungsinhalten betr. die
"Interaktionsgeschicklichkeit" des Personals);
e) politische Prioritätensetzung (z.B. Freisetzung von Personal für die Betriebs¬
prüfung im Außendienst auf Kosten einer weniger intensiven Prüfung der Massen¬
fälle im Innendienst).
Wie gesagt, gehen wü bei unseren Untersuchungen von der Vorstellung einer Kom¬
plexitätsdifferenz zwischen Steuerzahler, Bearbeiter und Organisation aus, wobei
diese Differenz in bezug auf die vier Dimensionen Macht, Wissen, Situation und
Interaktion überprüft werden soll. Die Operationalisierung dieser 4 Dimensionen
unter Berücksichtigung a) der konkreten programmatischen, organisatorischen und
personellen Gegebenheiten der Steuerverwaltung, b) der in die Interaktion ein¬
gehenden doppelten Kontingenz von Erwartungen und Erwartungserwartungen
sowie c) der Differenz von Verhaltenseinschätzung und tatsächlichem Verhalten
stellt das Spezifikum unseres Untersuchungsansatzes dar. In seinen methodischen
Grundzügen stand dieser Ansatz als Zielvorstellung zwar von Anfang an fest, seine
konkrete Gestalt erhielt er jedoch erst aufgrund ausgedehnter Voruntersuchun¬
gen (Expertenbefragungen, Gruppendiskussionen und teilnehmende Beobachtung),
bei denen auf der Grundlage theoriegeleiteter Suchmuster die spezifischen Fak¬
toren identifiziert werden konnten, von denen wü vermuten, daß sie die Hand¬
lungschancen der Steuerzahler gegenüber dem Finanzamt sowie das Kontaktver¬
halten der Bearbeiter und der Klienten beeinflussen.
Neben diesen auf den Prozeß der Sammlung, Aufbereitung und Auswertung der
Daten bezogenen Überlegungen hatten wir von Anfang an ein weiteres, Erkennt¬
nisinteresse:
4. Inwieweit und unter welchen Bedingungen ist es möglich, mit Hilfe der Metho¬
den und Ergebnisse empirischer Verwaltungsforschung Veränderungen in der
Verwaltungspraxis zu induzieren? Obwohl die gegenwärtig zu beobachtenden Ver¬
kürzungen der Theorie-Praxis-Problematik im Bereich der politökonomischen
Diskussion und die in der empirischen Verwaltungsforschung zunächst verbreitete
theoretisch und methodisch ungesicherte, aktionistische Forschungspraxis* in
*Soweit für diese Forschungspraxis überhaupt eine methodische Legitimation in Anspruch
genommen wüd, beruft sie sich auf das Konzept der Aktionsforschung (vgl. F. Haag u. Mitarb.
1972; P.A. Clark 1972). In der Regel wird bei den auf soziale Veränderung abzielenden For¬
schungen weder die praktische Position des Forschers kontrolliert, noch werden die unterschied-
üchen Restriktionen von Forschung und Praxis im Forschungsansatz systematisch berücksichtigt.
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bezug auf diesen Problemkreis besondere Vorsicht nahelegen, hat uns das von
uns nicht antizipierte große Interesse, das diesen Forschungen seitens der Öffent¬
lichkeit wie auch der Verwaltungspraxis entgegengebracht wüd, dazu ermutigt,
die Frage nach den Bedingungen praktischer Relevanz unserer Forschungsergeb¬
nisse in einer dritten Projektphase mit zu thematisieren. Ausgangspunkt dieser
"Wirkungsforschung" unseres eigenen Tuns, an deren Beginn wir z.Zt. stehen, ist
ein erster Forschungsbericht, in dem wir versucht haben, uns in Form und Inhalt
der Darstellung an den vermuteten Informationsaufnahmemöglichkeiten und In¬
teressen der untersuchten Steuerverwaltung zu orientieren (Grunow, Hegner, Kauf¬
mann 1974). In diesem Bericht, der sowohl dem Ministerium als auch der Ober¬
finanzdirektion als auch den untersuchten Ämtern zugänglich gemacht wurde,
haben wir unsere Ergebnisse vor allem mit Blick auf mögliche Veränderungen von
Handlungsspielräumen der Steuerzahler gegenüber der Verwaltung dargestellt
(vgl. oben Frage 1). Da unsere Untersuchungen in eine Phase der ohnehin anlau¬
fenden Reorganisation der Steuerverwaltung fallen, deren Planungen u.a. eine
merkliche Veränderung der Struktur und Arbeitsweise von publikumsbezogenen
Subsystemen vorsehen, sind zumindest beschränkte Möglichkeiten gegeben, daß
unsere Ergebnisse bei der Durchführung der Reorganisation in einzelnen Berei¬
chen berücksichtigt werden.
V. Über Untersuchungsergebnisse kann hier nur in grober, vorläufiger und bei¬
spielsbezogener Form berichtet werden. Dabei legen wü den Schwerpunkt der
Betrachtung auf die Einstellungen und Verhaltensweisen des Publikums. Nur mit
wenigen Worten können wir auf die Fragen eingehen, die sich auf die Konfronta¬
tion von Daten über die Organisation und solchen über das Publikum oder auf
die Konfrontation von Daten über Verhaltenseinschätzungen und solchen über
tatsächliche Verhaltensweisen beziehen.
1. Wie wir bereits aus Untersuchungen von H. Lindner (1972) wissen, liegen bei
einem erheblichen Teil der Lohnsteuerpflichtigen Lohnsteuerüberzahlungen vor.
Unsere Untersuchung ergänzt die Feststellung Lindners insoweit, als gezeigt wer¬
den kann, daß im wesentlichen dieselben sozialen Merkmale, die mit Lohnsteuer¬
überzahlungen korrelieren, auch mit den von uns untersuchten Faktoren der Hand¬
lungsbereitschaft und Handlungsfähigkeit der Steuerzahler korrelieren.
2. Steuerliches Wissen wird offensichtlich überwiegend im konkreten Umgang mit
dem Finanzamt erworben. Nur diejenigen Wissensbestände, welche im Rahmen
des LSt-Jahresausgleichs und der Veranlagung zur Einkommensteuer typischer¬
weise anfallen (beispielsweise betr. Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte),
sind unter den Steuerpflichtigen weitgehend bekannt. Rechtskenntnisse und Kennt¬
nisse von Verfahrensfragen (beispielsweise betr. Einspruchs- und Beschwerdemög¬
lichkeiten) fehlen weitgehend, auch wenn sie für die eigene Situation relevant
sein können. Diese Kenntnisse sind zudem unterschiedlich verteilt, vor allem nach
Bildungsgrad und Beruf, wobei die Verwaltungsnähe des Berufs entscheidend zu
sein scheint.* Bemerkenswert ist, daß diejenigen Bevölkerungsgruppen, deren Wis¬
sen besonders gering ist, sich auch seltener über das Finanzamt ärgern bzw. selte-
*Die schulbildungsanaloge Bedeutung eines kaufmännisch-administrativen Berufswerdegangs
im Hinblick auf für Interaktionen mit der Verwaltung relevante Einstellungen haben wü be¬
reits früher nachgewiesen. Vgl. V.X.Kaufmann, 1969, 90 ff. sowie 1973, 348 ff.
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ner mit den Verwaltungsentscheidungen unzufrieden sind. Inwieweit Ärger ein
Motiv des Wissenserwerbs ist oder inwieweit hier eine dissonanztheoretische Er¬
klärung am Platze ist, kann noch nicht entschieden werden.
3. Die bisherigen Informationsmaßnahmen der Finanzämter (beispielsweise Merk¬
blätter, bebilderte Hinweise) erreichen im wesentlichen nur diejenigen Personen¬
kreise, die aufgrund persönlicher Voraussetzungen ohnehin imstande sind, sich
die notwendigen Informationen zu verschaffen. Dennoch besteht bei einem er¬
heblichen Teil des Publikums die Erwartung, die notwendigen Informationen von
der Finanzverwaltung selbst zu erhalten; insbesondere erwartet man von dem
zuständigen Bearbeiter Auskünfte und Ratschläge. Ergebnisse unserer systemati¬
schen Beobachtung deuten jedoch darauf hin, daß die Bearbeiter nur in Ausnah¬
mefällen von sich aus aktiv werden, um dem Steuerzahler zur Ausnützung der
ihm offenstehenden Möglichkeiten zu verhelfen. Darüber hinaus ist eine gewisse
Asymmetrie der Interaktionsbeziehungen festzustellen, indem rund die Hälfte
aller Sprechaktfolgen der Figur "Personal erfragt Information - Publikum gibt
Information" zuzurechnen ist, während die umgekehrte Figur ("Publikum erfragt
Information - Personal gibt Information") in weniger als 5% aller Sprechakt¬
folgen beobachtet wurde. Im übrigen tendiert das Personal in der Befragung dazu,
seine eigene Publikumsausrichtung (also den Grad der Bereitschaft zur Erteilung
von Auskünften und Ratschlägen sowie zur großzügigen Überprüfung der Unter¬
lagen) zu überschätzen.
4. Vielversprechend im Hinblick auf die differenziertere Auswertung der Ergeb¬
nisse sind jene Problemaspekte, in denen Beobachtungs- und Befragungsdaten mit¬
einander konfrontiert werden können. Hierzu ein Beispiel: die durchschnittliche
Gesprächsdauer ist überraschend kurz und wird sowohl von Steuerzahlern wie
auch von den Bearbeitern weit überschätzt. Die Mehrzahl aller beobachteten Ge¬
spräche dauert im Lohnsteuerbereich weniger als 5 Minuten und im Einkommen¬
steuerbereich zwischen 5 und 10 Minuten. Nur 7% der beobachteten Gespräche
dauern länger als eine viertel Stunde; demgegenüber schätzen 32% der befragten
Steuerzahler ihre Verweildauer beim letzten Besuch und 42% der Bediensteten
mit Publikumskontakt die durchschnittliche Interaktionsdauer länger als 15 Minu¬
ten ein. — Bemerkenswerterweise verlängert sich die faktische durchschnittl. Inter¬
aktionsdauer im Lohnsteuerbereich auch dann nicht, wenn der Bearbeiter (wegen
des geringen Publikumsandrangs) viel Zeit hat; im Einkommenssteuerbereich ist
demgegenüber unter vergleichbaren Bedingungen eine Tendenz zur Verlängerung
der Gespräche durchaus festzustellen. Setzt man diesen Tatbestand zu den unter
Ziff. V. 1. berichteten Daten in Beziehung, so ergibt sich: auch vom Zeitaufwand
her sind wiederum diejenigen, deren Handlungschancen am geringsten sind (näm¬
lich die Leute mit geringem Einkommen und Bildungsniveau), am schnellsten ab¬
gefertigt. Eine Kompensation ihrer Handlungsschwäche durch mehr Auskünfte
und Beratung findet nicht statt.
5. Die Finanzbeamten schätzen die Handlungsmöglichkeiten des Publikums im
Durchschnitt höher ein als das Publikum selbst. Innerhalb des Publikums ist fol¬
gender Zusammenhang zu beobachten: Wer sein eigenes Wissen und Handlungs¬
potential hoch einschätzt, der schätzt auch die Ermessenspielräume und Hand¬
lungsmöglichkeiten der Verwaltung realistischer ein. Diejenigen Steuerzahler, die
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ihren eigenen Handlungsspielraum niedrig einschätzen, neigen dazu, das Steuer¬
verfahren als eine Art "naturwüchsigen", durch nichts zu beeinflussenden Prozeß
anzusehen, wobei gleichzeitig das Finanzamt als eine Art "unfehlbare Instanz"
angesehen wird. So wüd an diesem Beispiel "falsches Bewußtsein" empirisch
nachweisbar: diejenige Gruppe, die objektiv durch das geltende Steuerrecht am
häufigsten übervorteilt wird, ist am meisten davon überzeugt, richtig und ange¬
messen behandelt zu werden.
6. Unter den Finanzamtsbearbeitern lassen sich unterschiedliche Grade der "Publi¬
kumsausrichtung" und der "Vorschriften- bzw. Organisationsausrichtung" fest¬
stellen. Allerdings handelt es sich hier um mehrdimensionale Variable, wobei wir
bei der Analyse vor allem noch die Frage der Gewichtung der einzelnen Teildimen¬
sionen klären müssen. Beim gegenwärtigen Stand der Auswertung läßt sich zu¬
nächst nur sagen, daß diese Variablen mit Geschlecht, Alter, Arbeitsbereich (Ver¬
anlagungsbezirk oder LSt-Stelle) und der Stellung der Bearbeiter in der Organisa¬
tion zusammenhängen. Frauen, Angestellte und Bearbeiter aus dem LSt-Bereich,
also Personen mit geringerem Status, weisen eine stärker "deklamatorische" Pub¬
likumsausrichtung auf, während männliche Befragte, Beamte und Bearbeiter aus
dem ESt-Bereich in instrumenteilen (also für den Steuerzahler "erfolgswirksamen")
Belangen eine publikumsfreundlichere Einstellung bekunden.
7. Zahlreiche Befunde weisen darauf hin, daß Publikumsausrichtung von Seiten der
Organisation kaum eine positive Sanktionierung erfährt; vielmehr läßt sich fest¬
stellen, daß publikumsbezogene Tätigkeiten in der Prestigehierarchie der Positio¬
nen und Funktionen einen tendenziell niedrigeren Rang einnehmen. Innerhalb
der publikumsbezogenen Funktionen richtet sich das Prestige der Bearbeiter und
der Tätigkeiten nach dem Prestige der typischerweise kontaktierten Klientel: die
Betriebsprüfung rangiert vor den Veranlagungsbezirken und diese rangieren vor
den LSt-Stellen. Auch im Rahmen der Expertengespräche bestätigt sich diese
Tendenz zur eindimensionalen Einschätzung der Qualifikationsanforderungen:
eine große Rolle spielen Rechts- und Fachkenntnisse, während "Interaktions¬
geschicklichkeit" nur am Rande berücksichtigt wüd.
Die hier thesenhaft verkürzt berichteten Untersuchungsergebnisse sollen im wesent¬
lichen die Art und Weise unseres Vorgehens veranschaulichen. Sie weisen alle in
die gleiche Richtung einer Benachteiligung derjenigen Personengruppen, die auf¬
grund von Vorbildung, Berufserfahrung und generellen Einstellungen nicht die
notwendigen Handlungsdispositionen und Fähigkeiten besitzen, um von sich aus
die ihnen rechtlich eingeräumten Möglichkeiten wahrzunehmen Obwohl die in
Ziff. 1 bis 7 dargestellten Befunde der Sache nach weitgehend voneinander unab¬
hängig sind, wirken sie in die gleiche Richtung: somit kann man von einer kumu¬
lativ bedingten Benachteilung sprechen, deren Charakterisierung als bloßes Schich¬
tungsphänomen im Sinne einer "Lagerung im sozialen Räume" (K. Mannheim,
1970, 524 ff.) eine eklatante Verharmlosung darstellt. Unsere Vorgehensweise
gestattet es, den strukturellen Charakter der sich häufenden Benachteiligungen —
in gehobenem Soziologendeutsch: die "gesellschaftsstrukturelle Deprivation" —
zu rekonstruieren, indem sowohl intrapsychische und kognitive als auch interaktive,
organisatorische, rechtliche und ökonomische Aspekte aufeinander bezogen wer¬
den. Die Rückbindung dieser Aspekte an sie übergreifend beeinflussende Struktur¬
variable wird durch unser methodisches Vorgehen systematisch ermöglicht.
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VI. Über einige der hier angesprochenen Themen wurde bereits in ausländi¬
schen Untersuchungen berichtet (Janowitz, Delany 1957; M. Janowitz u. Mitarb.
1958; Katz, Danet 1966, 1973a; Catrice-Lorey 1963/65); viele Resultate dürften
daher in Fachkreisen nicht unerwartet sein. Abgesehen von der politisch-prakti¬
schen Bedeutung mancher für die Verwaltung und für die Öffentlichkeit laten¬
ter Befunde, von denen angesichts einer hochgradigen Öffentlichkeitsscheu und
der für derartige Untersuchungen unerläßlichen Kooperationsbereitschaft der Ver¬
waltung zudem nur in Ansätzen Gebrauch gemacht werden kann (vgl. hierzu
N. Luhmann 1966, 106 f.), arbeiten wü bei der theoriegesteuerten Aufbereitung
des Materials auf eine Klärung des Ineinandergreifens programmatischer, organi¬
satorischer und personeller Faktoren hin, und zwar im Hinblick auf die Beein¬
flussung des Bereichs der Publikumsbeziehungen.
Obwohl die Publikumsbeziehungen der Verwaltung von besonderer Bedeutung
für die Legitimation staatlichen Handelns sind, können derartige Forschungen für
sich allein natürlich nicht den Prüfstein bilden, der es gestatten würde, über den
Rang der konkurrierenden Theorieansätze politökonomischer, staatstheoretischer,
systemtheoretischer oder policy-orientierter Provenienz zu entscheiden. Dennoch
bleibt das hier beispielhaft untersuchte Phänomen alltäglicher Ausübung bürokra¬
tischer Herrschaft ein wesentlicher Bestandteil des Problembereichs, auf dessen
gleichzeitig theoretische und praxisbezogene Klärung jeder dieser Ansätze An¬
spruch erhebt.
Insofern ist auch schwer verständlich, wieso sich eine bisher vorwiegend an
der Kritik gesamtgesellschaftlicher Produktions- und Reproduktionsprozesse orien¬
tierte "Staatstheorie" damit abfindet, daß sie die Entwicklung von Methoden für
eine konkret-historische und somit empirische Analyse der Kommunikations-,
Kontroll- und Personalstruktur der Verwaltungsbehörden sowie der Kontakte
zwischen betroffenen Bürgern und diesen Behörden weitgehend außer acht gelas¬
sen hat. Ebenso schwer verständlich ist es, wie man mit begründeter Hoffnung
auf Erfolg mehr "Partizipation" fordern kann, ohne zuvor die psychologischen
und soziologischen Aspekte der informationellen, sprachlichen, interaktiven usw.
"Barrieren" zwischen Verwaltung und Bürger untersucht oder doch "wenigstens
auf die methodologischen Voraussetzungen einer solchen Untersuchung reflektiert
zu haben.
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